
Eisenstadt. am 18. November 1997

Präsident des Burgenländischen Landtages

DDr. Erwin SCHRANZ

Landhaus

7000 Eisenstadt

Antrag

gemäß Art. 29 Abs I L-VG iVm § 22 GeOLT

der Landtagsabgeordneten

Dr. Peter Rezar

Franz Glaser

und Kollegen auf Erlassung eines Gesetzes, mit dem das Burgenländische Bezügegesetz und

das Gesetz LGBI.Nr. 93/1992 geändert werden



Gesetz vom , mit dem das Burgenländische Bezügegesetz und
das Gesetz LGBI. Nr. 93/1992 geändert werden

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Burgenländische Bezügegesetz, LGBl.Nr. 14/1973, zuletzt geändert durch das
Gesetz LGBl.Nr. 22/1994, wird wie folgt geändert:

1. Nach § 9 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefiigt:

"(2a) Abs. 2 ist nicht anzuwenden, wenn das Mitglied der Landesregierung nur des­
halb keinen Anspruch auf Ruhebezug erlangt hat, weil es das 55. Lebensjahr noch
nicht vollendet hat. "

2. § 28 Abs. 2 zweiter Satz lautet:

"Der Ruhebezug wird auf der Grundlage des gemäß § 4 festgelegten Bezuges und der
Funktionsdauer unter Berücksichtigung der Absätze 3 bis 6 und des § 29 ermittelt."

3. Dem § 28 wird folgender Absatz 6 angefiigt:

"(6) Die ruhebezugsfähige Funktionsdauer nach Abs. 2 ist in vollen Jahren und Mona­
ten auszudrücken; Bruchteile eines Monates zählen als voller Monat."

4. § 30 lautet:

"§ 30

Der Ruhebezug beträgt nach Vollendung des siebenten Jahres der Funktionsdauer
50 % des Bezuges nach § 28 Abs. 2 und erhöht sich

1. für jedes weitere Jahr der Funktionsdauer um 5 % und
2. für jedes restliche Monat der Funktionsdauer um 0,417 %

dieses Bezuges. Das sich daraus ergebende Prozentausmaß ist auf zwei Kommastellen
zu runden. Der Ruhebezug darf 80 % des Bezuges nach § 28 Abs. 2 nicht überstei­
gen."

5. § 37 Abs. 1 und 2 lautet:

"(1) Bei der in diesem Artikel geregelten Versorgung sind die Bestimmungen der §§
11, 13, Ba, 15d, 16 Abs. 1,20 Abs. 2, 5 und 6,21,23,28,32 bis 40,41 Abs. 1 bis 3
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und 42 bis 45 des Pensionsgesetzes 1965 in der für die Landesbeamten jeweils gelten­
den Fassung sinngemäß anzuwenden.

(2) Die sinngemäße Anwendung des im Abs. I angeführten § 20 Abs. 2 des Pensions­
gesetzes 1965 hat mit der Maßgabe zu erfolgen, daß das Erfordernis des Vorliegens
einer Mindestdauer der Funktionsausübung zu entfallen hat."

6. Nach § 43 werden folgende Bestimmungen eingefügt:

"Artikel VII

Besondere Übergangsbestimmungen für die Zeit nach dem Ablauf des 30. Juni 1998

§ 44

Zeitlicher Geltungsbereich

Die §§ 45 bis 51 sind auf Zeiträume anzuwenden, die nach dem Ablauf des 30. Juni
1998 liegen.

§ 45

Weiteranwendung der Bestimmungen über Ruhe­
und Versorgungsbezüge kraft Gesetzes

( 1) Einen Anspruch auf Ruhebezug nach diesem Gesetz können nur mehr Personen er­
werben, die mit Ablauf des 30. Juni 1998

1. zehn Jahre an ruhebezugsfähiger Gesamtzeit im Sinne der gemäß Art. 2 Abs. 1
des Gesetzes LGB1.Nr. 93/1992 in der jeweils geltenden Fassung weiterhin
anzuwendenden §§ 18 und 19 oder

2. sieben Jahre an ruhebezugsfähiger Funktionsdauer im Sinne der §§ 28 und 29
aufweisen.

(2) Die Voraussetzungen des Abs. 1 gelten auch für die Erlangung eines Anspruches
auf Versorgungsbezug nach einer in diesem Absatz angeflihrten Person.

(3) Auf Personen nach den Abs. 1 und 2 sind für die Zeit nach dem 30. Juni 1998 fol­
gende Rechtsvorschriften anzuwenden:

1. das Burgenländische Landesbezügegesetz, LGB1.Nr. , mit Ausnahme der
§§ 11 bis 14,

2. folgende in Betracht kommenden Bestimmungen dieses Gesetzes:
a) vom Abschnitt I nur mehr der § 9,
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b) Abschnitt II, wenn die Voraussetzungen für den Anfall eines Ruhe- oder
Versorgungs bezuges erfiillt sind, und

c) Abschnitt III, soweit er sich auf die anzuwendenden Bestimmungen der Ab­
schnitte I und II bezieht,

3. Artikel 2 des Gesetzes LGBI.Nr. 93/1992 in der jeweils geltenden Fassung.

(4) Auf Personen nach den Abs. 1 und 2 sind § 9, die Bestimmungen dieses Gesetzes
über Ruhe- und Versorgungsbezüge sowie die im Abs. 3 Z 3 angeführte Bestimmung
mit der Maßgabe anzuwenden, daß dem Pensionsbeitrag, dem allfälligen Ruhebezug
und dem allfälligen Versorgungsbezug nicht die Bezüge (hinsichtlich des Pensionsbei­
trages auch die Sonderzahlung) nach dem Burgenländischen Landesbezügegesetz zu­
grunde zu legen sind, sondern die Bezüge (hinsichtlich des Pensionsbeitrages auch die
Sonderzahlung), auf die die betreffende Person jeweils nach diesem Gesetz in der Fas­
sung der Gesetze LGBI.Nr. 93/1992 und Nr. 22/1994 Anspruch hätte.

§ 46

Optionsrecht

(1) Personen, die am 30. Juni 1998 eine im Burgenländischen Landesbezügegesetz an­
gefiihrte Funktion bekleiden und mit Ablauf des 30. Juni 1998 eine geringere als im §
45 Abs. 1 Z 1 oder 2 genannte ruhebezugsfähige Gesamtzeit oder ruhebezugsfähige
Funktionsdauer aufweisen, können bis zum Ablauf des 30. November 1998 schriftlich
erklären, daß auf sie weiterhin die im § 45 Abs. 3 Z 2 und 3 angefiihrten Rechtsvor­
schriften anzuwenden sind. Mitgliedern des Landtages steht dieses Optionsrecht nur
unter der weiteren Voraussetzung zu, daß sie in den Anwendungsbereich des Art. 2
Abs. 1 des Gesetzes LGBI. Nr. 93/1992 in der jeweils geltenden Fassung fallen.

(2) Personen, die vor Ablauf des 30. Juni 1998 aus einer in diesem Gesetz angefiihrten
Funktion ohne Anspruch auf Ruhebezug nach diesem Gesetz ausgeschieden sind und
am 30. Juni 1998 keine solche Funktion bekleiden, können, wenn sie in der Zeit nach
dem 30. Juni 1998 mit einer Funktion nach dem Burgenländischen Landesbezügege­
setz betraut werden, innerhalb von drei Monaten nach Übernahme der Funktion
schriftlich erklären, daß auf sie weiterhin die Rechtsvorschriften nach § 45 Abs. 3 Z 2
und 3 anzuwenden sind.

§ 47

Rechtsfolgen einer Option

(1) Auf Personen, die innerhalb offener Frist eine schriftliche Erklärung im Sinne des
§ 45 Abs. 1 oder 2 abgeben, sind die im § 45 Abs. 3 angeführten Rechtsvorschriften
und § 45 Abs. 4 nach Maßgabe der Abs. 2 bis 10 anzuwenden.
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(2) Für den Erwerb eines Anspruches auf Ruhebezug sind auch in den Fällen des
Abs.l

1. zehn Jahre an ruhebezugsfähiger Gesamtzeit im Sinne der §§ 18 und 19 oder
2. sieben Jahre an ruhebezugsfähiger Funktionsdauer im Sinne der §§ 28 und 29

erforderlich. Für die Bemessung des Ruhebezuges zählen diese Zeiten jedoch
nur, soweit sie vor dem 1. Juli 1998 liegen.

Zeiten, für die Pensionsbeiträge überwiesen worden sind, zählen weder für den Er­
werb eines Anspruches auf Ruhebezug, noch für die Bemessung des Ruhebezuges.
Die Zeit der Funktionsausübung als Mitglied des Nationalrates, Bundesrates oder ei­
nes anderen Landtages zählt nur dann zur ruhebezugsfähigen Gesamtzeit, wenn für
diese Zeit ein Beitrag nach § 9 Abs. 3 dieses Gesetzes in der Fassung des Gesetzes
LGBl. Nr. 93/1992 bis spätestens 30.6.1998 geleistet wird.

(3) An die Stelle des im § 20 Abs. 1 angeführten Ausmaßes der Bemessungsgrundlage
von 50 % tritt ein Prozentsatz, der sich aus der Multiplikation der Anzahl der vor dem
1. Juli 1998 liegenden Monate nach Abs. 2 Z 1 mit der Zahl 0,41666 ergibt.

(4) An die Stelle des im § 30 angefiihrten Ausmaßes der Bemessungsgrundlage von
50 % tritt ein Prozentsatz, der sich aus Multiplikation der Anzahl der vor dem 1. Juli
1998 liegenden Monate nach Abs. 2 Z 2 mit der Zahl 0,59523 ergibt.

(5) Die Abs. 2 bis 4 sind auch bei der Bemessung von Versorgungsbezügen für Hinter­
bliebene nach den im Abs. 1 angeführten Personen anzuwenden.

(6) Die im Abs. 1 angeführten Personen haben für Zeiten der ruhebezugsfähigen Ge­
samtzeit nach Abs. 2 Z 1 oder der ruhebezugsfähigen Funktionsdauer nach Abs. 2 Z 2,
die nach dem 30. Juni 1998 liegen, einen Pensionsbeitrag zu leisten. Die Pensionsbei­
tragspflicht endet mit dem Monat, mit dem eine solche Person die im Abs. 2 Z 1 oder
2 angefiihrte Gesamtsumme an ruhebezugsfähiger Gesamtzeit oder an ruhebezugsfähi­
ger Funktionsdauer erreicht.

(7) Für die Bemessung des Pensionsbeitrages nach Abs. 6 ist der für die Höhe des
Pensionsbeitrages gesetzlich vorgesehene Prozentsatz

1. für Mitglieder des Burgenländischen Landtages, für den Amtsfiihrenden Präsi­
denten und den Vizepräsidenten des Landesschulrates für Burgenland mit der
Anzahl der vor dem 1. Juli 1998 liegenden Monate nach Abs. 2 Z 1 zu ver­
vielfachen und durch die Zahl 120 zu teilen,

2. für Mitglieder der Burgenländischen Landesregierung mit Ausnahme des Lan­
deshauptmannes mit der Anzahl der vor dem 1. Juli 1998 liegenden Monate
nach Abs. 2 Z 2 zu vervielfachen und durch die Zahl 84 zu teilen.

(8) Personen nach § 46 , die innerhalb offener Frist eine schriftliche Erklärung im Sin­
ne des § 46 abgeben und denen vor dem Ablauf des 30. Juni 1998 ein Pensionsbeitrag
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gemäß § 9 Abs. 2 dieses Gesetzes oder gemäß Art. 2 Abs. 8 des Gesetzes LGBl. Nr.
93/1992 in der jeweils geltenden Fassung überwiesen worden ist, haben innerhalb der
offenen Frist des § 46 schriftlich und unwiderruflich zu erklären, ob sie nach Beendi­
gung der neuerlichen Funktionsausübung die überwiesenen Beiträge dem Land Bur­
genland gemäß § 9 Abs. 3 dieses Gesetzes oder gemäß Art. 2 Abs. 9 des Gesetzes
LGBl. Nr. 93/1992 in der jeweils geltenden Fassung rückerstatten werden. Im Falle
der rechtzeitigen Erklärung, die Pensionsbeiträge rückzuerstatten, gelten die Zeiten der
früheren Funktionsausübung, für die Pensionsbeiträge überwiesen worden sind, als
Zeiten gemäß Abs. 2 Z 1 oder Z 2. Die durch die fristgerechte Abgabe der Erklärung
begründete Verpflichtung zur Rückerstattung überwiesener Pensionsbeiträge ist mit
Bescheid festzustellen. Wird die Erklärung nicht fristgerecht abgegeben, ist eine Rük­
kerstattung der überwiesenen Pensionsbeiträge nicht mehr möglich.

(9) Auf eine im Abs. 1 genannte Person ist § 14 des Burgenländischen Landesbezüge­
gesetzes (Pensionskassenregelung) bei Vorliegen der dort genannten Voraussetzungen
mit der Maßgabe anzuwenden, daß der dort genannte Prozentsatz des vom Land zu
leistenden Beitrages

1. im Fall des Abs. 3 durch 120 zu teilen und anschließend mit der Zahl der Mo­
nate zu vervielfachen ist, um die die Zahl 120 die Anzahl der vor dem 1. Juli
1998 liegenden Monate nach Abs. 2 Z 1 übersteigt,

2. im Fall des Abs. 4 durch 84 zu teilen und anschließend mit der Zahl der Mo­
nate zu vervielfachen ist, um die die Zahl 84 die Anzahl der vor dem 1. Juli
1998 liegenden Monate nach Abs. 2 Z 2 übersteigt.

Der Beitrag des Landes gemäß § 4 Abs. 1 des Burgenländischen Pensionskassenvor­
sorgegesetzes, LGBl. Nr. /1997, verringert sich entsprechend.

(10) Wird Abs. 9 auf § 14 Abs. 2 des Burgenländischen Landesbezügegesetzes ange­
wendet, so verringern sich die nach den §§ 3 und 4 des Burgenländischen Landesbe­
zügegesetzes gebührenden Bezüge abweichend vom § 14 Abs. 2 Z 1 des Burgenländi­
sehen Landesbezügegesetzes auf das Ausmaß, das sich aus der Teilung der Zahl 100
durch den um 100 erhöhten Prozentsatz gemäß Abs. 10 ZIergibt.

(11) In den Fällen der §§ 45 bis 47 sind auf die Berechnung der ruhebezugsfähigen
Gesamtzeit und der ruhebezugsfähigen Funktionsdauer § 19 Abs. 6 in der Fassung des
Gesetzes LGBl. Nr. 93/1992 und § 28 Abs. 6 anzuwenden.

§ 48

Vollständiger Übergang auf das
Burgenländische Landesbezügegesetz

( 1) Auf Personen,
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1. die unter § 46 fallen, aber innerhalb offener Frist eine schriftliche Erklärung
im Sinne des § 46 nicht abgeben, oder

2. die nicht in den Anwendungsbereich des Art. 2 Abs. 1 des Gesetzes LGBl. Nr.
93/1992 fallen und am 30. Juni 1998 die Funktion eines Mitgliedes des Bur­
genländischen Landtages bekleiden und mit Ablauf des 30. Juni 1998 eine ge­
ringere als im § 45 Abs. 1 Z 1 oder 2 genannte ruhebezugsfähige Gesamtzeit
aufweisen oder

3. die erst nach dem 30. Juni 1998 erstmals mit einer im Burgenländischen Lan­
desbezügegesetz angeführten Funktion betraut werden,

ist - soweit nicht Abs. 6 und § 49 ausdrücklich anderes anordnen - anstelle dieses Ge­
setzes und des Gesetzes LGBl. Nr. 93/1992 in der jeweils geltenden Fassung das Bur­
genländische Landesbezügegesetz anzuwenden.

(2) Die im Abs. 1 Z 2 angeführten Personen sind berechtigt, für alle oder einzelne Mo­
nate der Ausübung der Funktion eines Mitgliedes des Landtages Pensionsbeiträge bis
spätestens 30. November 1998 nachzuzahlen. Pensionsbeiträge können nur für jene
Monate der Funktionsausübung nachgezahlt werden, die vor dem Ablauf des 30. Juni
1998 liegen. Auf die nachzuzahlenden Pensionsbeiträge ist Art. 2 Abs. 1 des Gesetzes
LGBl. Nr. 93/1992 in der Fassung LGBl. Nr. 22/1994 anzuwenden.

(3) Die Pensionsbeiträge, die von den im Abs. 1 Z 1 angeführten Personen nach § 9
dieses Gesetzes und nach Art. 2 Abs. 1 des Gesetzes LGBl. Nr. 93/1992 in der Fas­
sung LGBl. Nr. 22/1994 geleistet worden sind, sind mit den monatlich von der Öster­
reichischen Nationalbank veröffentlichten Sekundärmarktrenditen der Bundesanleihen
bis zum Stichtag 30. Juni 1998 entsprechend aufzuzinsen. Die aufgezinsten Pensions­
beiträge und die von den im Abs. 1 Z 2 angeführten Personen nach Abs. 2 fristgerecht
nachgezahlten Pensionsbeiträge sind für die Überweisungsbeträge gemäß Abs. 4 bis 7
zu verwenden.

(4) Das Land hat einen Überweisungsbetrag zu leisten

1. für Personen nach § 46 Abs. 1, die innerhalb offener Frist eine schriftliche Er­
klärung im Sinne des § 46 nicht abgeben und denen vor dem Ablauf des 30.
Juni 1998 kein Pensionsbeitrag gemäß § 9 Abs. 2 dieses Gesetzes oder gemäß
Art. 2 Abs. 8 des Gesetzes LGBl. Nr. 93/1992 in der Fassung LGBl.Nr. 22/
1994 überwiesen worden ist,

2. für Personen nach § 46 Abs. 2, die innerhalb offener Frist eine schriftliche Er­
klärung im Sinne des § 46 nicht abgeben und denen vor dem Ablauf des 30.
Juni 1998 kein Pensionsbeitrag gemäß § 9 Abs. 2 dieses Gesetzes oder gemäß
Art. 2 Abs. 8 des Gesetzes LGBl. Nr. 93/1992 in der Fassung LGBl. Nr. 22/
1994 überwiesen worden ist,

3. für Personen nach § 46, die innerhalb offener Frist eine schriftliche Erklärung
im Sinne des § 46 nicht abgeben und denen vor dem Ablauf des 30. Juni 1998
ein Pensionsbeitrag gemäß § 9 Abs. 2 dieses Gesetzes oder gemäß Art. 2 Abs.
8 des Gesetzes LGBl. Nr. 93/1992 in der Fassung LGBl. Nr. 22/1994 über-
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wiesen worden ist, sofern der überwiesene Pensionsbeitrag dem Land Burgen­
land im Falle des § 46 Abs. 1 bis spätestens 30. September 1998 und im Falle
des § 46 Abs. 2 innerhalb von drei Monaten nach Übernahme der Funktion
rückerstattet wird und

4. für die im Abs. 1 Z 2 angeführten Personen.

(5) Der Überweisungsbetrag ist

1. für die im Abs. 4 Z 1 und 4 angeführten Personen bis zum 28. Februar 1999,
2. für die im Abs. 4 Z 2 angeführten Personen innerhalb von drei Monaten nach

dem Ende der Frist für die im § 46 Abs. 2 vorgesehene Erklärung und
3. für die im Abs. 4 Z 3 angeführten Personen innerhalb von drei Monaten nach

dem Ende der Frist für die Rückerstattung der Pensionsbeiträge

zu leisten.

(6) Der Überweisungsbetrag ist an jenen Pensionsversicherungsträger zu leisten, der
auf Grund der ausgeübten Erwerbstätigkeit zuständig ist oder auf Grund der zuletzt
ausgeübten Erwerbstätigkeit zuständig war. War das Organ bis zum 30. Juni 1998
nach keinem anderen Bundesgesetz in der Pensionsversicherung pflichtversichert, so
ist der Anrechnungsbetrag an die Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten zu lei­
sten. Dies gilt nicht für Organe, die in einem pensionsversicherungsfreien Dienstver­
hältnis standen. Auf diese Organe sind § 9 Abs. 2 dieses Gesetzes und Art. 2 Abs. 8
des Gesetzes LGBL Nr. 93/1992 in der jeweils geltenden Fassung weiter anzuwenden.
Für die Höhe des Überweisungsbetrages gilt § 311 ASVG mit der Maßgabe, daß der
Berechnung des Überweisungsbetrages Entgelte nur soweit zugrundezulegen sind, als
das Organ insgesamt die Höchstbeitragsgrundlage nicht erreicht hat. Die Monate, für
die ein Überweisungsbetrag geleistet wird, gelten als Beitragsmonate der Pflichtversi­
cherung nach den vom jeweiligen Pensionsversicherungsträger anzuwendenden sozial­
versicherungsrechtlichen Vorschriften. § 70 ASVG, § 127b GSVG und § 118b BSVG
sind nicht anzuwenden.

(7) Der nach der Überweisung gemäß Abs. 4 bis 6 verbleibende restliche Betrag nach
Abs. 3 ist als Deckungserfordernis im Sinne des § 48 des Pensionskassengesetzes
(PKG), BGBL Nr. 281/1990, in der Fassung BGBL I Nr. 64/1997, an die in einer Er­
klärung gemäß dem § 3 Abs. 2 des Burgenländischen Pensionskassenvorsorgegesetzes
(Bgld. PKVG), LGBI. Nr. festgelegte Pensionskasse zu übertragen, mit der das
Land einen Pensionskassenvertrag gemäß § 3 Abs. 1 Bgld. PKVG abgeschlossen hat.
Wird keine Erklärung gemäß § 3 Abs. 2 Bgld. PKVG abgegeben, ist der nach der
Überweisung gemäß Abs. 4 verbleibende restliche Beitrag nach Abs. 3 einem Versi­
cherungsuntemehmen für einen Versicherungs vertrag für eine Rentenversicherung oh­
ne Rückkaufsrecht zu überweisen, sofern das Organ einen solchen Versicherungsver­
trag abgeschlossen hat.

IQ.II.I9Q7/BBGNOVI2.sAM

Seite 7



§ 49

Weiteranwendung der Bestimmungen über Ruhe- und
Versorgungsbezüge bei Unfähigkeit zur weiteren

Funktionsausübung

(1) Auf Personen nach § 48 Abs. 1 Z 1, die

1. wegen Unfähigkeit zur weiteren Funktionsausübung aus ihrer Funktion aus­
scheiden und

2. bereits am 30. Juni 1998 die für ihre zum Zeitpunkt dieses Ausscheidens aus­
geübte Funktion maßgebenden zeitlichen Voraussetzungen des § 18 Abs. 2 er­
füllt haben,

sind ab dem Zeitpunkt des Ausscheidens Abschnitt 11und - soweit er sich auf Ab­
schnitt 11bezieht - Abschnitt 111dieses Gesetzes sowie Art. 2 des Gesetzes LGBl. Nr.
93/1992 in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

(2) Für die Mitglieder der Landesregierung mit Ausnahme des Landeshauptmannes,
die wegen Unfähigkeit zur weiteren Funktionsausübung aus ihrer Funktion als Mit­
glied der Landesregierung ausscheiden, gelten die Voraussetzungen des Abs. 1 Z 2
auch dann als erfullt, wenn sie vor dem 1. Juli 1998 die Funktion eines Mitgliedes der
Landesregierung bekleidet haben.

(3) Scheidet eine Person gemäß Abs. 1 oder 2 mit Anspruch auf Pensions versorgung
nach Abschnitt 11und - soweit er sich auf Abschnitt 11bezieht - Abschnitt III dieses
Gesetzes oder Art. 2 des Gesetzes LGBl. Nr. 93/1992, in der jeweils geltenden Fas­
sung, aus der Funktion aus, ist § 12 Burgenländisches Landesbezügegesetz nicht anzu­
wenden.

§ 50

Landeshauptmann

Für Personen, die die Funktion des Landeshauptmannes am 1. Juli 1998 ausüben oder
vor dem 1. Juli 1998 ausgeübt haben und am 1. Juli 1998 keinen Anspruch auf Ruhe­
bezug aus dieser Funktion haben (§ 49 k des Bezügegesetzes, BGBl. Nr. 273/1973, in
der Fassung BGBI. I Nr. 64/1967), gelten anstelle der §§ 45 bis 49 die §§ 49 e bis 49 j
des Bezügegesetzes, BGBI. Nr. 273/1973, in der Fassung BGBl. I Nr. 64/1997 sinnge­
mäß mit der Maßgabe, daß

1. an die Stelle der Datumsangabe "31. Juli 1997" die Datumsangabe "30. Juni
1998", an die Stelle der Datumsangabe "1. August 1997" die Datumsangabe
"1. Juli 1998" und an die Stelle der Datumsangabe "31. Dezember 1997" die
Datumsangabe "30. November 1998" treten,
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2. in § 49 f Abs. 2 auch die Betrauung mit einer Funktion nach den bezügerecht­
liehen Regelungen des Landes nach dem Stichtag erfaßt ist und

3. die Verweisungen auf Bestimmungen des Bundesbezügegesetzes durch Ver­
weisungen auf vergleichbare Bestimmungen des Burgenländischen Landesbe­
zügegesetzes ersetzt werden.

§ 51

Amtsführender Präsident und Vizepräsident
des Landesschulrates für Burgenland

Auf den Amtsführenden Präsidenten und den Vizepräsidenten des Landesschulrates
für Burgenland sind die §§ 45 bis 49 mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Verwei­
sungen auf Bestimmungen dieses Gesetzes oder der Gesetze LGBl. Nr. 93/1992 oder
LGBl. NT. 22/1994 durch Verweisungen auf vergleichbare Bestimmungen des § 11
des Burgenländischen Schulaufsichtsgesetzes, LGBl. Nr. 5/1964, in der Fassung
LGBl. NT. 55/1994, ersetzt werden.

Artikel 11

Das Gesetz, mit dem das Burgenländische Bezügegesetz geändert wird, LGBl. NT.
93/1992, in der Fassung des Gesetzes LGBl. NT. 22/1994, wird wie folgt geändert:

1. Nach Artikel 2 Abs. 8 wird folgender Abs. 8a eingefügt:

"(8a) Abs. 8 ist nicht anzuwenden, wenn das Mitglied des Landtages nur deshalb kei­
nen Anspruch auf Ruhebezug erlangt hat, weil es das 55. Lebensjahr noch nicht voll­
endet hat."

2. Dem Artikel 2 wird folgender Abs. 11 angefügt:

"(11) Die im Abs. 1 angeführten Bestimmungen werden wie folgt geändert:

a) § 19 Abs. 6 lautet:

"(6) Die ruhebezugsfähige Gesamtzeit nach Abs. 2 ist in vollen Jahren und Monaten
auszudrücken; Bruchteile eines Monates zählen als voller Monat."

b) § 20 lautet:

"§ 20

Der Ruhebezug beträgt bei einer ruhebezugsfähigen Gesamtzeit von zehn Jahren 50 %
des Bezuges nach § 19 Abs. 1 und erhöht sich
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1. für jedes weitere ruhebezugsfähige Jahr um 3 % und
2. für jedes weitere ruhebezugsfähige Monat um 0,25 %

dieses Bezuges. Der Ruhebezug darf 80 % des Bezuges nach § 19 Abs. 1 nicht über­
steigen."

c) § 25 erster Satz lautet:

"Die Bestimmungen der §§ 11, 13, Ba, 16 Abs. 1, 20 Abs. 5a, 21, 23, 28, 32 bis 40,
41 Abs. 1 bis 3 und 42 bis 45 des Pensionsgesetzes 1965 in der für die Landesbeamten
jeweils geltenden Fassung und § 20 Abs. 1, 2, 5 und 6 in der bis zum Ablauf des 31.
August 1995 geltenden Fassung sind sinngemäß anzuwenden."

ArtikelIII

Dieses Gesetz tritt mit 1. Juli 1998 in Kraft.
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